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Wie nie zuvor in der Geschichte der Bahn
haben die Betriebsratswahlen in diesem Jahr
eine politische Bedeutung, die weit über den
Bahnkonzern hinausgeht. Es geht um die Fra-
ge, ob der Bahnkonzern zerschlagen werden
soll.

Der Politik und der öffentlichen Wahrneh-
mung wird es nicht verborgen bleiben, dass
es eine Gewerkschaft gibt, die versucht, die
Eisenbahner bei den bevorstehenden Be-
triebsratswahlen gerade in dieser existen-
ziellen Frage zu spalten. Ohne Skrupel wirbt
sie für eine Herauslösung des Netzes aus
dem Bahnkonzern. 

Man wird sehr genau beobachten, wie vie-
le Stimmen diese Organisation bekommt
und dies als ein Votum der Kolleginnen und
Kollegen im Bahnkonzern für eine Zerschla-
gung der Bahn werten.

Fakt ist: Wird der Konzern zerschlagen, sind
zehntausende Arbeitsplätze in deutschen
Schienenverkehrsunternehmen in akuter
Gefahr. Der bis 2010 vereinbarte Kündi-
gungsschutz bei der DB AG in Verbindung
mit einem funktionierenden konzerweiten
Arbeitsmarkt wird wegfallen. Wichtige Sozi-

alleistungen wie zum Beispiel die Fahrver-
günstigungen wird es nicht mehr geben. Die
dann mögliche vollständige Privatisierung
der Transportgesellschaften hat fatale Folgen
für alle Beschäftigten.

Diese egoistische Politik ist leicht durch-
schaubar. Nach dem Motto „immer dage-
gen, aber nichts bewegen“ sucht man des-
halb nach allen Möglichkeiten der Abgren-
zung. 

Aktuell ist man sich nicht zu schade, für die
zugewiesenen Beamten der DB AG die 41-
Stunden-Woche zu fordern. Man suggeriert
als Begründung den Kolleginnen und Kolle-
gen im Fahrpersonal, dass die Pausen auf die
Arbeitszeit angerechnet werden. 

Die in der neuen  Arbeitszeitverordnung
(AZV) für den „Wechselschichtdienst“ fest-
gelegten Kriterien werden allerdings nicht
ausreichend erläutert. Denn dann müsste
man zugeben, dass nur ein Teil der im Fahr-
dienst beschäftigten Beamten in den „Ge-
nuss“ der Pausenanrechnung kommen wür-
de. Die wöchentliche Arbeitszeit würde sich
allerdings für alle auf 41 Stunden verlängern.
Also wieder einmal purer Populismus!

Die Verkehrsgewerkschaft GDBA wird ihre
ehrliche und konsequente Politik für alle Ei-
senbahnerinnen und Eisenbahner in
Deutschland fortsetzen. Wer auch zukünftig
sichere Arbeitsplätze und soziale Sicherheit
will, muss sich für unsere Kandidatinnen und
Kandidaten entscheiden.

Klaus-Dieter Hommel

Bundesvorsitzender der 
Verkehrsgewerkschaft GDBA

Keine Spaltung
der Eisenbahner
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Redaktionsschluss für die Mai-Ausgabe
des GDBA-magazins ist der 20. April
2006. Berichte, die uns später erreichen,
können für diese Ausgabe leider nicht
mehr berücksichtigt werden. 

Unser Titel:
Das Ja zur Strukturreform der Verkehrsge-
werkschaft GDBA war mehr als eindeutig.
Bei nur zwei Enthaltungen und keiner Ge-
genstimme wurde die neue Satzung auf dem
außerordentlichen Gewerkschaftstag in Ful-
da einstimmig angenommen.
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